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§ 6 der АО über die Ermittlung des Nutzens zur Vergütung 
von Neuerungen und Erfindungen vom 20. Juli 1972 
(GBl. П Nr. 48 S. 550; АО über die materielle Anerkennung 
der Werktätigen für Einsparungen an volkswirtschaftlich 
wichtigen Rohstoffen und Materialien vom 2. März 1976 
<GB1.-Sdr. Nr. 833).
1. Bei der Berechnung des Nutzens einer auf die Einspa­
rung von Kosten gerichteten Neuererleistung sind allein 
diejenigen Kosten zu berücksichtigen, die der die Neuerer­
leistung nutzende Betrieb selbst einspart.
2. Zu den Voraussetzungen für die Anwendung rechtlicher 
Regelungen über die materielle Anerkennung der Werk­
tätigen für Einsparungen an Rohstoffen und Materialien. 
KrG Erfurt-Land, Urteil vom 28. Mai 1979 - А 2/79 (E).

Der Kläger hat bei der Verklagten einen Neuerervorschlag 
eingereicht, der zur Einsparung von Wärmeenergie in Form 
von Heißwasser führte. Darüber hinaus hat er zusammen 
mit einem anderen Werktätigen mit dem Verklagten eine 
Neuerervereinbarung abgeschlossen, mit der eine Lösung 
zur Einsparung von Wärmeenergie durch Einspeisung des 
Dampfrücklaufs in den Heizformer erarbeitet werden sollte. 
Auch diese Neuerung wird vom Verklagten benutzt.

Der Verklagte hat den Nutzen der Einsparung von 
Wärmeenergie durch die Neuerungen des Klägers nach den 
ihm entstehenden Kosten je Gcal — das sind 10 M je Gcal — 
errechnet.

Der Kläger hat bei der Konfliktkommission beantragt, 
einen höheren Nutzen zu berechnen, weil bei der Berech­
nung nicht von 10 M je Gcal, sondern von 33,50 M aus­
zugehen sei. Die Differenz zwischen 10 M und 33,50 M je 
Gcal ergebe sich daraus, daß die Verklagte wegen des An­
baus von Frühgemüse 23,50 M je Gcal an Subventionen 
vom Rat des Kreises erhalte. Außerdem sei für die Einspa­
rung von Kohle und öl der zweifache Vergütungssatz fest­
zulegen.

Die Konfliktkommission hat den Antrag des Klägers 
abgelehnt. Dagegen richtet sich der Einspruch des Klägers, 
mit dem er die Nutzensberechnung mit 33,50 M je Gcal und 
die Nachzahlung der dem entsprechenden Vergütung be­
antragt.

Der Antrag hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Pflicht des Verklagten zur Vergütung des Neuerervor­
schlags und der Neuerervereinbarung ergibt sich aus § 30 
Abs. 1 NVO. Diese Vergütung richtet sich nach dem Nutzen 
für die Gesellschaft, der durch die Benutzung einer verein­
barten Neuererleistung bzw. eines Neuerervorschlags wäh­
rend des 1. Benutzungsjahrs entsteht. Die Ermittlung 
dieses Nutzens ist nach § 1 Abs. 2 Satz 2 NEAO vorzu­
nehmen.

Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß durch die 
Neuerervereinbarung und den Neuerervorschlag des Klä­
gers Wärmeenergie in Form von Heißwasser eingespart 
wurde. Die Senkung des Verbrauchs wird an der eintre­
tenden Kosteneinsparung gemessen. Dies geschieht gemäß 
§ 6 Abs. 1 NEAO auf der Grundlage des Preises, der in den 
Betriebskosten wirksam ist. Dem Betrieb entstehen an 
Kosten 10 M je Gcal. Der Differenzbetrag zu 33,50 M 
(=23,50 M) ist eine staatliche Subvention, die durch den 
Rat des Kreises gezahlt wird. Dieser Betrag kann daher 
nach § 6 der NEAO nicht bei der Nutzungserrechnung 
berücksichtigt werden.

Die АО über die materielle Anerkennung der Werktä­
tigen für Einsparungen an volkswirtschaftlich wichtigen 
Rohstoffen und Materialien vom 2. März 1976 (GBl.-Sdr. 
Nr. 833) kann im vorliegenden Fall nicht zur Anwendung 
kommen. Abgesehen davon, daß der Kläger mit seinen 
Vorschlägen den Umfang der Lieferung von Heißwasser 
reduziert, aber keinen Vorschlag unterbreitet hat, wie bei 
gleicher Heizleistung Kohle oder Heizöl eingespart oder 
bei gleichem Kohle- oder Heizölverbrauch mehr Heißwas­
ser produziert werden kann, bezieht der Verklagte vom 
Heizkraftwerk G. Heißwasser und nicht Kohle oder öl. In 
der im obengenannten Sonderdruck enthaltenen Tabelle 
ist Heißwasser aber nicht enthalten.

Familienrecht
§§19, 20 FGB; §§ 2 Abs. 2, 45 Abs. 3 ZPO; OG-Richtlinie 
Nr. 18; §15 des Devisengesetzes vom 19. Dezember 1973 
(GBl. I Nr. 58 S. 574).
1. Bei allen Unterhaltsentscheidungen sind die Gerichte 
verpflichtet, das Einkommen, das die wesentliche Grund­
lage der Leistungspflicht des Unterhaltspflichtigen bildet, 
exakt festzustellen. Es ist unzulässig, ohne nähere Prüfung 
allein von den Erklärungen der Prozeßparteien auszuge­
hen, ohne die Möglichkeiten der Sachaufklärung auszu­
schöpfen. Länger zurückliegende Angaben (hier: im Ver­
fahren wegen Erlaß einer einstweiligen Anordnung) bieten 
keine ausreichende Grundlage für die Beurteilung der Lei­
stungsfähigkeit des Unterhaltsverpflichteten.
2. Bezieht der Unterhaltsverpflichtete ein Einkommen in 
ausländischer Währung, ist bei der Feststellung des Be­
trags für die Unterhaltsbemessung von den vom Präsi­
denten der Staatsbank der DDR festgelegten Umrechnungs­
sätzen der Mark zu anderen Währungen auszugehen.
OG, Urteil vom 16. September 1980 - 3 OFK 38/79.

Das Erziehungsrecht für das 1965 geborene Kind des Ver­
klagten wird von der Mutter ausgeübt. Das Kreisgericht 
hat diesen am 14. November 1977 verurteilt, für das Kind 
monatlich 155 M Unterhalt zu zahlen. Es ging dabei von 
den Angaben der Mutter vom 20. Januar 1977 im Vorprozeß. 
aus, wonach der Verklagte ein monatliches Nettoeinkom­
men von 300 Pesos habe, was einem Nettoeinkommen von 
etwa 1 260 M entspreche. Weitere Unterhaltsverpflichtungen 
seien nicht bekannt. Diese früheren Angaben der Mutter 
des Kindes seien offenbar richtig, da der Verklagte gegen 
die im Vorprozeß ergangene einstweilige Anordnung vom 
28. Januar 1977 keine Einwände erhoben habe.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Bei allen Unterhaltsentscheidungen sind die Gerichte ver­
pflichtet, das Einkommen, das die wesentliche Grundlage 
der Leistungspflicht des Unterhaltspflichtigen bildet, exakt 
festzustellen. Es ist unzureichend, ohne nähere Prüfung 
allein von den Erklärungen der Prozeßparteien auszuge­
hen, ohne die Möglichkeiten der Sachaufklärung auszu­
schöpfen.

Das Kreisgericht hat seine Aufgabe insoweit nicht er­
füllt. Es hat das zuständige Gericht der Republik Kuba 
nicht ersucht, dem Verklagten aufzugeben, die Höhe sei­
nes durchschnittlichen monatlichen Nettoeinkommens 
nachzuweisen und ihn hinsichtlich seines Familienstandes, 
der Berufstätigkeit der Ehefrau bzw. ihrer Unterhalts­
bedürftigkeit und seiner weiteren Unterhaltsverpflichtun­
gen zu befragen. Dies wäre insbesondere deshalb notwen­
dig gewesen, weil sich die Angaben der Mutter des Kindes 
über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Verklagten auf 
die Zeit ihres Zusammenlebens, also auf die Zeit vor März 
1974, bezogen. Ob davon gegenwärtig noch ausgegangen 
werden kann, ist sehr zweifelhaft. Diese Zweifel werden 
nicht dadurch beseitigt, daß der Verklagte im Vorprozeß 
keine Einwände gegen die der einstweiligen Anordnung 
zugrunde gelegten Einkommensverhältnisse erhoben hat. 
Hierzu hätte er z. B. keinen Anlaß gehabt, wenn er inzwi­
schen wesentlich mehr verdiente.

Weiterhin ist nicht zu erkennen, wie das Kreisgericht 
zu der Feststellung gekommen ist, daß ein Betrag von 
300 Pesos einem Nettoeinkommen von etwa 1 260 M ent­
spricht. Nach § 15 des Devisengesetzes vom 19. Dezember 
1973 (GBl. I Nr. 58 S. 574) sind im Devisen- und Zahlungs­
verkehr ausschließlich die vom Präsidenten der Staatsbank 
der DDR festgelegten Umrechnungssätze der Mark zu 
anderen Währungen anzuwenden. Das Kreisgericht hätte 
bei Einholung einer Auskunft von der Staatsbank festge­
stellt, daß ein Umrechnungssatz von 100:420 nicht zutrifft.


